
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Enrico Komning, Leif-Erik Holm, 
Dr. Malte Kaufmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/1292 –

Verhältnismäßigkeit bei der Regulierung kleiner und mittlerer Unternehmen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der Koalitionsvertrag der aktuell die Bundesregierung stellenden Parteien er-
wähnt auf S. 169 (https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/199
0812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?d
ownload=1) ausdrücklich, dass Bankenaufsicht und Bankenregulierung dem 
„Grundsatz der Proportionalität“ entsprechen müssen. Das Prinzip der Propor-
tionalität besagt laut Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
„dass bei der Regulierung und bei deren Anwendung in der aufsichtlichen Pra-
xis das Risikoprofil des jeweiligen Unternehmens zu berücksichtigen ist“ 
(https://www.bafin.de/dok/12082122).

Entsprechend dem in Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes festgehaltenen 
Gleichheitsgrundsatz, wonach wesentlich Gleiches gleich, wesentlich Un-
gleiches jedoch ungleich behandelt werden muss, sollen also nicht alle Fi-
nanzdienstleister denselben Regulierungen unterliegen. Laut Rundschreiben 
„09/2017 (BA) – Mindestanforderungen an das Risikomanagement – MaRisk“ 
der BaFin wird das Proportionalitätsprinzip im Regelungsrahmen für die qua-
litative Aufsicht des Kreditwesens ins Deutschland berücksichtigt. Für das 
Versicherungswesen ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im § 296 des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen (VAG) ver-
ankert. Die Fragesteller begrüßen, dass die Bundesregierung den Grundsatz 
der Proportionalität hochhält.

Auffällig ist für die Fragesteller, dass von Proportionalität der Regulierung zu-
meist nur im Zusammenhang mit dem Finanzmarkt und der Regulierung von 
Banken und Versicherungen gesprochen wird. Zwar sind es vor allem diese 
Branchen, die mit großen bis systemgefährdenden Risiken zu tun haben. Je-
doch nennt § 296 VAG neben dem Risiko auch noch weitere Kriterien, in Be-
zug auf welche die Regulierung verhältnismäßig zu sein hat. So heißt es in 
Absatz (1): „Auf Pensionskassen wendet die Aufsichtsbehörde die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes in einer Art und Weise an, die der Größenordnung, der 
Art, dem Umfang und der Komplexität der Tätigkeiten der jeweiligen Pensi-
onskasse angemessen ist.“ Die BaFin weist in ihrem Rundschreiben „08/2020 
(VA) – Aufsichtsrechtliche Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisati-
on von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung“ ausdrücklich darauf 
hin, dass sich das Proportionalitätsprinzip in diesem Zusammenhang nicht nur 
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auf die „Gesamtheit der Risiken“ bezieht. Neben den in § 296 Absatz 1 VAG 
genannten (s. o.) erwähnt das Rundschreiben außerdem die „Größe und die in-
terne Organisation“ der betroffenen Einrichtungen als mögliche Kriterien.

Der Gesetzgeber hat das Proportionalitätsprinzip selber so weit gefasst, dass 
Regulierung nicht nur in Bezug auf das Risiko, sondern auch in Bezug auf 
Art, Größenordnung, Umfang und Komplexität der Tätigkeit sowie auf die 
Größe und interne Organisation der jeweiligen Einrichtungen verhältnismäßig 
sein soll. Die Fragesteller sind der Meinung, dass der Grundsatz, Regulierung 
proportional zu gestalten und somit Ungleiches ungleich zu behandeln, daher 
auch in solchen Wirtschaftsbranchen wertvolle Beiträge zu einer angemes-
seneren Regulierung leisten könnte, die nicht vom Umgang mit großen oder 
sogar gesamtgesellschaftlichen Risiken geprägt sind und auch nicht von der 
BaFin beaufsichtigt werden.

Wie das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz mitteilt, tragen 
Mittelständler 61 Prozent zur gesamten Nettowertschöpfung bei, stellen 
55 Prozent der Arbeitsplätze und beschäftigen 80 Prozent der Auszubildenden 
(https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/politik-fuer-den-mittelstan
d.html). Die zahlreichen kleinen und mittleren Unternehmen des Mittelstands 
sind somit aus Sicht der Fragesteller eine unentbehrliche Stütze der deutschen 
Wirtschaft, und die Frage nach einer proportionalen Regulierung für diese Un-
ternehmen ist daher von besonderer Brisanz.

 1. Welche Rolle spielt der Grundsatz der Proportionalität im ordnungspoli-
tischen Leitbild der Bundesregierung?

 2. In Bezug auf welche Kriterien sollte Regulierung nach Ansicht der Bun-
desregierung verhältnismäßig gestaltet werden?

 3. In welchen Branchen wird das in der Regulierung der Finanzbranche an-
gewendete Proportionalitätsprinzip nach Kenntnis der Bundesregierung 
ebenfalls direkt oder indirekt in der Gesetzgebung oder sonstigen Regu-
lierung berücksichtigt?

 4. In welchen Gesetzen und sonstigen Regulierungen, welche die wirt-
schaftliche Tätigkeit und die finanzielle Belastung von Unternehmen be-
treffen, sieht die Bundesregierung ggf. Handlungsbedarf in Bezug auf 
Einführung und Umsetzung proportionaler Regulierung?

 5. Plant die Bundesregierung Initiativen, um den Grundsatz der Proportio-
nalität bei Regulierungen stärker zu Geltung zu bringen, und wenn ja, 
welche?

 6. Wann plant die Bundesregierung, die im Koalitionsvertrag angekündigte 
Evaluation der Wirksamkeit von Finanzregulierung im Hinblick auf Pro-
portionalität, Finanzstabilität, Verbraucherschutz und Bürokratie durch-
zuführen, wer wird die Evaluation vornehmen, und was werden die Kri-
terien der Evaluation sein?

 7. Plant die Bundesregierung, neben der Evaluation der Finanzregulierung 
auch andere Regulierungen im Hinblick auf Proportionalität zu evaluie-
ren, und wenn ja, welche?

Die Fragen 1 bis 7 werden zusammen beantwortet.
Die Bundesregierung berücksichtigt bei ihrer gesamten Politik den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit. Dies gilt auch für alle aktuellen und künftigen Formen 
der Regulierung. Das bezieht sich sowohl auf die Verhältnismäßigkeit der ein-
gesetzten Mittel im Hinblick auf das beabsichtigte Ziel als auch auf verhältnis-
mäßige Anforderungen für kleine und mittlere Unternehmen. Die neue Bundes-
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regierung hat bisher keine Parameter für eine gesonderte Evaluation der Regu-
lierung im Hinblick auf Proportionalität festgelegt. Die Einzelheiten und der 
Zeitplan für die im Koalitionsvertrag angekündigte Evaluation der Wirksamkeit 
von Finanzregulierung im Hinblick auf Proportionalität, Finanzstabilität, Ver-
braucherschutz und Bürokratie stehen noch nicht fest.

 8. Stimmt die jetzige Bundesregierung der Aussage der alten Bundesregie-
rung in der Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
19/6360 zu, dass „kleine und mittlere, vorrangig regional tätige Finanz-
institute eine zentrale Rolle als Finanzpartner – insbesondere für Ver-
braucher und den Mittelstand vor Ort“ spielen?

Auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion der 
AfD auf Bundestagsdrucksache 20/1043 wird verwiesen.
Die Bundesregierung setzt sich für das bewährte Drei-Säulen-Modell des Ban-
kensektors in Deutschland und für eine verhältnismäßige Bankenregulierung 
ein. Dabei berücksichtigt die Bundesregierung auch weiterhin, dass „kleine und 
mittlere, vorrangig regional tätige Finanzinstitute eine zentrale Rolle als Fi-
nanzpartner – insbesondere für Verbraucher und den Mittelstand vor Ort“ spie-
len.

 9. Plant die Bundesregierung Initiativen, um die in Frage 8 genannte Fi-
nanzpartnerschaft zwischen kleinen und mittleren, vorrangig regional tä-
tigen Finanzinstituten einerseits und den Verbrauchern und dem Mittel-
stand vor Ort andererseits zu erhalten oder zu stärken, und wenn ja, wel-
che?

Auf die Antwort zu den Fragen 5 und 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion der 
AfD auf Bundestagsdrucksache 20/1043 wird verwiesen.
Bei der anstehenden Umsetzung der finalen Basel III-Standards setzt sich die 
Bundesregierung auf Basis der bereits durch das letzte europäische Bankenpa-
ket verankerten regulatorischen Erleichterungen für eine weitere Stärkung der 
Proportionalität und für die Finanzierung des Mittelstands ein.

10. Welche Kosten entstehen mittelständischen und kleinen Versicherungs-
unternehmen nach Kenntnis der Bundesregierung durch die Pflicht, zu-
sätzlich zur Buchwertbilanzierung nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) 
eine Marktwertbilanzierung im Rahmen der Solvency-II-Regulierung 
vornehmen zu müssen, und wie bewertet die Bundesregierung diese 
Pflicht im Hinblick auf das Proportionalitätsprinzip?

Für Versicherer, die hinsichtlich ihres Geschäftsumfangs unter bestimmten 
Schwellenwerten bleiben, gilt Solvency II nicht. Diese Versicherer müssen kei-
ne Marktwertbilanz aufstellen. Die Bundesregierung unterstützt eine Anhebung 
dieser Schwellenwerte. In der aktuellen Überprüfung von Solvency II hat die 
Europäische Kommission eine Anhebung der Schwellenwerte vorgeschlagen.
Im Übrigen werden die aufsichtsrechtlichen Kapitalanforderungen nach Sol-
vency II aus einer marktwertbasierten Bewertung der Aktiva und Passiva abge-
leitet. Das Proportionalitätsprinzip ist ein wichtiges Element in Solvency II. 
Die Versicherer können beispielsweise ggf. bestimmte Angaben aus dem HGB-
Jahresabschluss in die Marktwertbilanz übernehmen und Vereinfachungen bei 
der Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen nutzen. Zur 
Höhe der Kosten für die Marktwertbilanzierung nach Solvency II für kleine 
und mittlere Versicherer liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.
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11. Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg der in einigen Bundeslän-
dern vorgesehenen Prüfung der Mittelstandsverträglichkeit von Gesetzen 
bei der Stärkung des Mittelstands?

Die Bundesregierung tauscht sich mit den Bundesländern regelmäßig zu Instru-
menten der besseren Rechtssetzung und mittelstandsfreundlichen Gesetzen aus. 
Bei der Formulierung von Bundesrecht kommt der sogenannte KMU-Test zur 
Anwendung. Der KMU-Test stellt sicher, dass die Belange mittelständischer 
Unternehmen bereits in der Gesetzesfolgenabschätzung berücksichtigt werden.

12. Wird die Bundesregierung den von der Vorgängerregierung geplanten 
„Staatssekretärsausschuss Mittelstand“ einrichten, der Vorhaben aller 
Ressorts auf ihre Mittelstandsverträglichkeit überprüfen soll (https://ww
w.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2019/20191001-altmaier-
legt-mittelstandsstrategie-vor.html)?

a) Wenn ja, für wann ist die Einrichtung des Ausschusses geplant, wie 
wird er besetzt sein, und welche Aufgaben wird der Ausschuss kon-
kret haben?

b) Wenn nicht, wie begründet die Bundesregierung ihre Ablehnung der 
Einrichtung des Ausschusses?

Die Fragen 12 bis 12b werden gemeinsam beantwortet.
Die Einrichtung des Staatssekretärsausschusses Mittelstand war Teil der Mittel-
standsstrategie „Wertschätzung, Stärkung, Entlastung“ des ehemaligen Bundes-
wirtschaftsministers Peter Altmaier. Auch die neue Bundesregierung setzt sich 
für die besonderen Anliegen der mittelständischen Unternehmen ein.
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